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@_5y_649462.j1;;; Namen des Volkes

\ In Sachen

Verkündet

am 20, Februar. 1964
. o o . . o . o o . u . . o o u_ . o o o a o .

Klägerin und Revisionsklägerin

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten‚

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 20. Februar 196#.

an der mitgewirkt haben

Senat5präsident S t e n g e 1

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° N e u h a u s
und Bundesrichter P e t e r s e n,

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter H a a s

und Bundessozialrichter F r e i g a n g
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt: \

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen

in Essen vom 4‚ Juli 1962 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückv@rwiesen‚

V o n R e c h t s w e g e n „
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Im Februar 1955 beantragte die Klägerin die Gewährung von Ver—

sorgung, weil sie als'Marinehelferin 1944 mit hohem Fieber er-
krankt und damals den ersten Schub einer Knochentuberkulose

durchgemächt habe° Sie hatte - nach Dienstverpflichtung durch
das Arbeitsamt auf Grund der Arbeitskräfteverordnung vom

1}. Februar 1959 - den Vertrag vom 19° August 1945 geschlossen

und vom 15° August 1943 an bis August 1945 bei der Kriegsmarine,

und zwar seit Oktober 1945 bis November 1943 beim Oberkommando
der Krieg5marine in Berlin, Dienst getan° Durch Bescheid vom
26° April 1956 lehnte das Versorgungsamt (VersorgA) den Antrag
ab, weil die Klägerin ihre An3prüch8 verspätet geltend gemacht

und außerdem auf Grund ihres Arbeitsvertrages Zivildienst ge-

leistet habe, der nach @} Abs° 2 Halbsatz 1 des Bundesvcrsor—

gungsgesetzes (BVG) nicht als militärähnlicher Dienst gelte°
Ihr'Widerspruch, mit dem sie in der Massenunterbringung einen

besonderen-kriegseigentümlichen Gefahrenbereich im Sinne des

S\3 Abs, 2 Halbsatz 2 BVGerblickt hatte, blieb erfolglos.

Die Klägerin hat Klage erhoben und ihre Ausbildung, ihren Dienst

sowie ihre Unterbringung als Merinehelferin näher beschrieben.

Nach Beweiserhebung durch Einholung einer Auskunft von der Deut—

schen Dienststelle sowie Heranziehung ärztlicher Unterlagen und

Anhörung von ärztlichen Sachverständigen hat das Sozialgericht
(SG) durch Urteil vom 10° Dezember 1959 unter Aufhebung der Verw

waltungsbescheide den Beklagten verurteilt, bei der Klägerin

"alte, doppelseitige‚ indurierte Oberlappen-Tbc beiderseits mit
verschwartender Pneumolyse rechts; Zwerchfellverschuartung rechts

und geringe Verziéhung der Mittelfellorgane nach rechts; Zustand

nach Rippen-The links und Bauchdrüsen-Tbc“ als Schädigungsfolgen

anzuerkennen und ihr eine im einzelnen festgesetzte Rente zu

gewähren° Der Dienst der Klägerin habe sich durch seine tat—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 _

‘sächlich8 Ausgestaltung von einem ent3prechenden Beschäfti-

gungsverhältnis bei zivilen Dienststellen oder der privaten

Wirtschaft unterschieden. Wegen der EignungSprüfung, der

' ärztlichen Untersuchung, der militärischen Eink1eidung; der
' militärischen Organisation des Dienstes, der Unterbringung

und der Urlaubsregelung habe die Klägerin keinen Zivil—

dienst im Sinne des 5 3 Abs„ 2 Halbsatz 1 BVGgeleistet.
Die tub8rkulöse Erkrankung sei nach den ärztlichen Gut-

achten auf die Dienstleistung als Marinehelferin zurück—

zuführen„

Der Beklagte hat Berufung'eingeiegt° Er ist der Ansicht,
die Klägerin habe in einem zivilen Arbeitsverhältnis zur

”ehrnacht gestanden. Das Landessozialgericht (LSG) hat eine
’luskunft des Bundesministers für Verteidigung über die Rechts-

stellung von \Uehrmachthelferinnen und vor allem Marine- '

helferinnen sowie Marinenachrichtenhelferinnen eingeholt.

Durch Urteil vom 4° Juli 1962 hat es auf die Berufung des
Beklagten das Urteil des SG Detmold abgeändert und die Klage

abgewiesent Bei der Prüfung, ob 5 3 Abs° 1 Buchst° e BVG an—
zuwenden sei, hat das Berufungsgericht neben der Art des Ein”

satzes auch die Form der Einberufung für maßgebend erachtet,

für die Klägerin aber die Voraussetzungen dieser Vorschrift
verneint und auch bei ihrem Einsatz keine besonderen kriegs-

eigentümlichen Gefahren für die Gesundheit (5 } Abs° 2 Halb—

satz 2 BVG) festgestellt° Das LSG hat die Revision zugelassen,
weil es die Frage als eine Rechtsfrage von grundsätzlicher

Bedeutung angesehen hat, ob der Begriff der Wehrmachthelfer

und —helferinnen sich nur auf die in der Begründung zum Ent—

wurf des BVG aufg62ählten Dienstleistungen erstrecke oder ob

iarunter auch weitere Gefolgsschaftsmitglieder der Wehrmacht,

insbesondere die marinehelferinnen‚ fallen.

_Il_.
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Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Detmold vom 10° Dezember 1959
zurückzuweisen. ‘ —

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung der Vor—
schrift des 5 } Abs° 1 Buchst. e BVG und ist der Ansicht,
nach den Feststellungen des LSG habe sie doch militärähn—

lichen Dienst bei der Kriegsmarine geleistet° ‘

Der Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form- und frist_
gerecht eingelegt und begründet worden, So daß sie zulässig

ist° Das Rechtsmittel ist auch begründet°

Nach den Feststellungen des LSG ist die Klägerin nicht nach

der Notdienstverordnung vom 15. Oktober 1938 notdienstver-
pflichtet worden, so daß 5 3 Abs„ 1 Buchst„ k BVG im vor—
liegenden Falle nicht angewendet werden kann„ Der Einsatz

der Klägerin ist nach den nicht angefochtenen Feststellungen
des Berufungsgerichts auch nicht mit besonderen kriegseigen-
tümlichen Gefahren für die Gesundheit verbunden gewesen, so
daß 5 } Abs° 2 Halbsatz 2 BVG ebenfalls nicht anzuwenden ist°

Bei dieser Sachlage hängt, wie das LSG zutreffend au5geführt
hat, die Entscheidung von der Frage ab, ob die Klägerin Dienst

im Sinne des 5 } Abs° 1 Buchst„ @ BVG geleistet hat„ Nach die-

ser Vorschrift gilt als militärähnliener Dienst im Sinne des
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5 1 Abs° 1 BVG der Dienst der"WGhrmachthelfer und —helfe-

rinnen. Ferner ist für diesen Streitfall 5 } Abs° 2 Halbi

satz 1 BVGzu beachten,wonachals militärähnlicher Dienst
nicht der Zivildienst gilt, der auf Grund einer Dienstver-

pflichtung oder eines Arbeitsvertrages geleistet worden ist.

Die Auffassung des BerufungSgerichts‚ in 5 3 Abs„ 1 Buchst. @

BVG sei der Kreis der versorgungsrechtlich geschützten Wehr—

machthelfer und —helferinnen erschöpfend bestimmt, ist nicht
frei von Rechtsirrtum° Der Wortlaut der Vorschrift besagt

nichts Derartiges. DasLSGhat seine Ansicht auf die Ente
stehungsgeschichte, insbesondere die amtliche Begründung

zum Entwurf der Bundesregierung (Deutscher Bundestag, 1.

Wahlperiode 19h9, Drucks. 1553 s. 4, 48), gestützt. Hier—’
nach sollen unter Buchst° e die Dienstleistungen als Nach—
richten— und Betreuungshelferinnen beim Heer, als Luft-

waffenhelf€r und Flakwaffenhelferinnen bei der Luftwaff

und als Marinehelfer und Truppenhelferinnen der Flakabtei-

lungen bei der Kriegsmarine fallen. Weiter ist in der Be-

gründung des Entwurfs zu Abs° 2 ua ausgeführt: "Zu den der_

Wehrmacht vertraglich verpflichteten Personen zählen auch

die Stabshelferinnen beim früheren Heer" (s° Drucks° aaO,

S. 49)° Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat

es währenddes zweitenWeltkrieges wohl Nachrichtenhelfe-
rinnen, Flakwaffenhelferinen und auch Marinehelferinnen,

nicht aber "Wehrmac■thelferinnen" schlechthin gegeben„
Der Begriff "Wehrmachthelferin" im Rechtssinne ist viel-
nehr erst in das Versorgungsrecht, zunächst der Militär-

regierungen‚ Später des Bundes, aufgenommen worden. Das
BVG verwendet diesen Begriff, hat ihn aber nicht klargeuv

stellt„ Insbesondere ergibt sich aus dem Wortlaut des 5 }
Abs„ 1 Buchst. e aaO kein Anhalt dafür, daß aus dem gesam—
ten Kreis der Wehrmachthelferg und -helferinnen nur die

‘in der Begründung aufg8führt8n Gruppen militärähnlichen
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Dienst geleistet hätten und damit nach dem BVG berechtigt sein

sollten. Dies kann auch nicht aus der vorstehend erwähnten Ent—

stehungsgeschichte des BVG, insbesondere der amtlichen Begrün—

dung, entnommen werden° Denn die Gesetzesbegründung enthält

- im Gegensatz zur Auffassung des Berufungsgerichts - keine

"authentische Auslegung" der Vorschrift des 5 3 Abs. 1 Buchst. e
BVG. Gegenstand der Auslegung ist allein der objektivierte Wille

des Gesetzgebers, wie er sich aus dem Wortlaut der gesetzlichen

Vorschriften und dem Sinnzusanmenhang ergibt, in den die Vor-

schriften hineingestellt sind; nicht entscheidend ist die sub—

jektive Vorstellung der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten

Organe oder die Auffassung der Behörden, in deren Zuständigkeit

die Ausführung des Gesetzes fällt. Auch wenn die Auslegung von
dem Wortlaut des Gesetzes auszugehen hat, so schließt dies docä

nicht aus, daß auch zu ermitteln ist, welehen Zweck der Gesetz-

geber insgesamt und im einzelnen verfolgt; dabei sind die EHtr

stGhungsgeschichte und der Zusammenhang mit anderen Vorschriftenv

zu berücksichtigen; es ist aber auch zu prüfen, ob der Wortlaut

des Gesetzes diesem Zweck gerecht geworden ist d.h. ob dieser

Zweck einen, wenn auch nur unvollkommenen Ausdruck im Gesetzes-

text gefunden hat (5. auch BSG 6, 255; 8, 133). Der klare und

' eindeutige Wortlaut des 5 3 Abs. 1 Buchst. e BVGist demin
der amtlichen Begründung erkennbaren Zweck nicht gerecht ge-

worden. Die Materialien geben somit für die Auslegung der Vor—

schrift keinen Anhalt. Infolgedessen kann der Senat der Be-

8Pündung des angefochtenen Urteils nicht folgen.

Andererseits kann auch der Revision nicht zugestimmt werden,

wenn sie vorträgt, nach der Vorschrift des $ 5 Abs. 1 Buchst. 8

BVG sei der Dienst der Wehrmachthelfer und —helferinnen schlecht—

hin ein die Berechtigung nach dem BVG begründendes Tatbestandsm

merkmal° Dies hat zwar das SG in Übereinstimmung mit der Ent—

scheidung des LSG Berlin vom 25. September 1956 (Breith. 1957,

253 ff) angenommen. Eine solche Auslegung des 5 3 Abs. 1 Buchst

e BVG ist jedoch nicht zutreffend, wie noch weiter dargelegt

werden wird. '
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Der Senat ist bei der Auslegung des BegriffS der Wehrmacht-

helfer und -helferinnen mit dem Berufungsgericht von der

Auskunft-des Bundesministers für Verteidigung ausgegangen.

Danach haben "Helferinnen" im zweiten Weltkrieg vielerlei
Dienstleistungen verrichtet, zB als

a Nachrichtenhelferinnen des Heeres und der Marine,
b Luftnachrichtenhelferinnen,
c Flugm61dehelferinnen, '
d) Helferinnen im Luftschutzwarndienst,
e) Stabshelferinnen des Heeres,
f) Narineh@lferinnen.

Ihre Beschäftigungsverhältnisse sind rechtlich nicht ein-

heitlich geregelt worden. Nach einem Erlaß des Oberkommandos

der Wehrmacht aus dem Herbst 1944 sollten die Helferinnen
der drei Wehrmachtsteile zwar in drei Hauptgruppen einge-

teilt werden, nämlich

1) die Gruppe der
Stabshelferinnen

für das gesamte
Büropersonal‚_ -;“

2) die Gruppe der Nachrichtenhelferinnen für die im
Nachrichtendienst eingesetzten Frauen (einschl.,
Ln—Flum—Helferinnen und LSW—Helferinnen)‚

. .

3) die Gruppe der Truppenhelferinnen für alle übrigen,
vor allem in der Truppe anstelle von Soldaten und
mit soldatenähnlichen Aufgaben betrauten Frauen
(zB Kraftfahrerinnen, Flaxhe1ferinnen usw).

Diese Organisationsänderung ist aber nicht mehr durchgeführt

worden (3. hierzu Brigmann, "Die arbeits— und sozialversich6-

rungsrechtliche Stellung der Helferinnen der Wehrmacht im

zweiten Weltkriege", SGb 1963, 6; Absolon, "wehrgesetz und

Wehrdienst 1935-1945", 1960, 215). Auf jeden Fall ergibt

sich aus den zahlreichen Gruppen der im zweiten Weltkrieg‘

eingesetzten Helfer und Helferinncn‚ daß sie nicht alle

Dienste der gleichen Art, nämlich anstelle von Soldaten;'
geleistet haben" Hierauf kommt es aber für die Berechtigung

nach dem BVG an. Denn der Oberbegriff des 3 3 BVG ist der
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"militärähnliche Dienst (30 BSG in SozR BVG 5 } Bl° Ca 7
Nr° 11)° Nach dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers soll
daher Versorgung nur wegen Schäden auf Grund des militärähn-
lichen Dienstes gewährt werden. Es darf daher nicht darauf

abgestellt werden, wer alles "Helfer und Helferin" gewesen
ist, sondern wer "einen Soldaten durch seine Arbeitsleistung

ersetzt" hat° Dabei ist wesentlich der Inhalt und der Charakter

des Dienstverhältnisses, und zwar muß es einen "militärähnlichen

Charakter" gehabt haben° Hierbei kann es nicht auf die sonstigen
militärischen Eigentümlichkeiten, wie Unterordnung und Gehor—

sam, auch nicht auf die Begründung des Dienstverhältnisscs

durch Dienstverpflichtung oder Vertrag sowie auf die nähere

Rezeichnung der Helfer und Helferinnen ankommen° Vielmehr muß

es auf den Zweck der Tätigkeit abgestellt werden° Entscheidend
ist somit die Frage: Betraf der Dienst der Helferin unmittel—

bar taktische Zwecke? War sie in militärischen Verbänden an
Stellen eingesetzt, welche wesensmäßig militärischer Art waren
und deshalb regelmäßig von Soldaten wahrgenommen wurden? (Dabei

kommt es allein auf den Einsatz der Soldaten für die taktischen

Zwecke ihrer Einheit an, so daß eine Verwendung von Soldaten zu

untergeordneten Handlangerdiensten auszusch€iden hat.) Lei BG-
jahung dieser Fragen war der Dienst der Helfer und Helferinnen

in solchen Fällen — also bei echter Ersetzung von Soldaten in

ihrem Truppendienst — militärähnlich. Dies ergibt sich auch

aus 5 } Abs° 2 BVG, wonach der "echte" Zivildienst nicht als
militärähnlicher Dienst gilt° Wenn die Klägerin annimmt, die

Voraussetzungen des 5 3 Abs„ 1 Buchst° e BVG würden grundsätz—

lich durch Abs° 2 nicht eingeschränkt, so übersieht sie, daß

es zunächst auf die Natur des geleisteten Dienstes ankommt.

Nicht jeder Einsatz eines Helfers und einer Helferin war echter

militärähnlicher Dienst in dem gerade dargelegten Sinne„ Lag

aber ein solcher Dienst vor, lag auch kein "Zivildienst” vor,

SO daß @} Abs, 2 Haibs° 1 BVGnicht Platz greift; dann kommt

es aber auch nicht auf die "Grundlage" der Dienstleistun■ an.

..9—
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Diese Rechtslage ergibt sich auch für die Vorschrift des

5 } Abs° 1 Buchst. k BVG° Hiernach gilt als militärähn—

licher Dienst der Dienst auf Grund der Dritten Verordnung

zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von be-

sonderer staat5politischer Bedeutung (Notdienstverordnung)

vom 15 Oktober 1958 Dieser Personenkreis wird durch

Abs„ 2 nicht eingeschränkt, weil ein Dienst auf Grund der

Notdienstverordnung nicht als "echter" Zivildienst anzu-
sehen ist° Mit derartigen Erwägungen stimmt auch die Auf—

fassung der früheren Wehrmacht insoweit überein, als sie

sich dazu entschlossen hatte, alle die Helfer und Helfe-
rinnen, die in Soldatenstellen, zB in der Luftabwehr ,
im Flakdienst, eingesetzt gewesen sind, nach der Not-

dienstverordnung neu verpflichten zu lassen„

Für die Abgrenzung des nach dem BVG berechtigten Kreises

der "“.‘ehrmachthelfer und -helferinnen" ist hiernach allein

maßgebend die Art der geleisteten Dienste° Die vom LSG ge-
troffenen Feststellungen reichen insoweit zu einer Entschei-

dung nicht aus° Zwar läßt sich aus dem angefochtenen Urteil

eine Feststellung dahin entnehmen, daß die Klägerin bis zum

November 1943 in der Telefonzentrale des Oberkommandos der
Kriegsmarine eingesetzt gewesen ist° Als damals ihre Zen—

trale ausgebombt worden ist, ist sie nacheinander bei

einer Dienststelle mit Feldpostnummer, sodann in Ebers-
.\ü@deund Bernau bei der 1„ bzw° 2° Marinenachrichten-

kompanie eingesetzt gewesen. Für die Zeit nach dem No—

vember 1943 fehlt es an Feststellungen darüber, welchen

Dienst die Klägerin geleistet hat, Sie kann zwar weiter-

hin als Telefonistin für das Oberkommando tätig gewesen

sein. Diese Beschäftigung könnte der einer Büroange-

stellten ent5prochen haben und als Zivildienst anzu—

10 _
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sehen sein. Die Tatsache, daß sie einer Dienststelle mit

Feldpostnummer sowie der 1. bzw° 2° Nachrichtenkompanie

zugeteilt worden ist, braucht noch nichts für die Art der

geleisteten Dienste zu besagen, sondern kann auch nur eine

Organisationslösung für Unterbringung, Verpflegung und

Zahlung der Gebührnisse bedeuten° Solche Zuteilungen

können daher höchstens einen Hinweis auf die Art der ge-

leisteten Diens■r*geben; aus ihnen allein kann aber kein

unmittelbares militärähnliohes Verhältnis entnommen werden.

Dies gilt auch für die Erklärung des uniformierten Wehr-

machtngolges zu Kombattanten im Sinne der Haager Land-

kriegsordnung (vgl° Erlaß des OKWvom 28„ August 1944

- „V81 685), zumal dies nur Völkerrechtliche Bedeutung
gehabt hat° Es ist aber immerhin möglich, daß die Klägerin

während der Zeiten nach dem November 19h}, insbesondere

während der Zeiten, für die die Marinenachrichtenkompanicn

als Einsatzdienststellen bezeichnet sind, im Nachrichten—

dienst der Kriegsmarine verwendet worden ist und damit

eine Soldatenstelle ausgefüllt, also keinen echten Zivil—

dienst — wie etwa eine Bürokraft - geleistet hat. In die-

ser Hinsicht fehlen jegliche Feststellungen des LSG. Da

es aber auf die Art der Dienstleistung ankommt, um ent-

scheiden zu können, ob ein militärähnlicher oder ein

Zivildienst vorgelegen hat, ist eine Nachprüfung der

angefochtenen Entsdaeidung für den Senat nicht möglich.

Aus diesen Gründen mußte sie mangels hinreichender Fest-

stellungen aufgehoben und die Sache an das LSG zurück—

verwiesen werden, damit dieses die erforderlichen Fest—

stellungen trifft°
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